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Disclaimer

Conformément au règlement (CEE, Euratom) n° 354/83 du Conseil du 1er février 1983
concernant l'ouverture au public des archives historiques de la Communauté économique
européenne et de la Communauté européenne de l'énergie atomique (JO L 43 du 15.2.1983,
p. 1), tel que modifié par le règlement (CE, Euratom) n° 1700/2003 du 22 septembre 2003
(JO L 243 du 27.9.2003, p. 1), ce dossier est ouvert au public. Le cas échéant, les documents
classifiés présents dans ce dossier ont été déclassifiés conformément à l'article 5 dudit
règlement.

In accordance with Council Regulation (EEC, Euratom) No 354/83 of 1 February 1983
concerning the opening to the public of the historical archives of the European Economic
Community and the European Atomic Energy Community (OJ L 43, 15.2.1983, p. 1), as
amended by Regulation (EC, Euratom) No 1700/2003 of 22 September 2003 (OJ L 243,
27.9.2003, p. 1), this file is open to the public. Where necessary, classified documents in this
file have been declassified in conformity with Article 5 of the aforementioned regulation.

In Übereinstimmung mit der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 354/83 des Rates vom 1.
Februar 1983 über die Freigabe der historischen Archive der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft (ABI. L 43 vom 15.2.1983,
S. 1), geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1700/2003 vom 22. September 2003
(ABI. L 243 vom 27.9.2003, S. 1), ist diese Datei der Öffentlichkeit zugänglich. Soweit
erforderlich, wurden die Verschlusssachen in dieser Datei in Übereinstimmung mit Artikel 5
der genannten Verordnung freigegeben.
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Eaon dorn A5cs xonsprogramai iri der Erst Schließung' das RatMS und
der Minister für Bilöiuigsvieeen vom '9 • Februar 1976 ist . in einer
Aussprache mit Verantworiiichsn des Hochscbul"bereichs zu erortsrnj
wie eine gemeinsame Haltung- in bezug auf die Eoöb'schuiZulassung
von Studenten auo anderen Mitgliedstaaten festgelegt Kardan kann.

Diese Erörterung faaad im September 1977 statt j eine Analyse
der Probleme und Lösungsvorschläge wurden von den KorKniesionsdiemit
stellen im Februar. 1978 ausgearbeitet und verteilt . Auf der Grund­
lage dieser Analyse und im Lichte der Reaktionen die . eie hervor­
rief , werden in dieser Mitteilung gezielte Vorschlage dargßlegt ,
die vom Rat ur.d den Ministem für Bildungsweeea auf ihrer Tagung -
am 27 « November 1978 geprüft werden sollen.



ZULASSUNG VON STUDENTEN AUS ANDEREN MITGLIEDSTAATEN
ZU DEN HOCHSCHULEN

I. EINLEITUNG *

DSB von, Rat und den dm Bat vereinigten Ministern für Bildungswasen in ihrer
En t Schliessung Tom 9 «. Februar 1976 verabschiedete Aktionsprogramm enthält
in dem Ab /schnitt über die Zusammenarbeit auf dsm Gebiet des Kochschul-
wesens eine Reihe von Massnahmen zur Förderung der Freizügigkeit und Mo­
bilität der Lehrkräfte und Studenten . '

Die Zahl der Studenten , die einen Studiengang in einen anderen Mitgliedstaat
der Gemeinschaft absolviert , ist zur Zeit sehr gering . Im Studienjahr
1975/76 waren ee insgesamt etwa 21.000 Studenten , das sind nur 0,5 % der
insgesamt immatrikulierten Studenten . Zur Förderung und Erleichterung eingr
grosseren Mobilität sind auf Geweine chartsebene schon einige Schritte unter­
nommen worden . So wurden beispieleweise Stipendien zur Förderung gemeinsa­
mer Studienprogramme zwischen Hochschulen verschiedener Geaieinschaftsländer
gewährt . Die Kommission hat ein Studentenhandbuch mit Informationen und
Hinweisen Uber die "ulassungspraktiken und -verfahren in den Mitgliedstaaten
in allen Amtssprachen der Gemeinschaft herausgabrach'i . Zweifellos stellen
diese Hs.S6nahmen ein« Hilfe zur Erleichterung und Förderung einer grösseren
Mobilität dar , sie «ind aber nur ein bescheidener Ansatz . Bs 'bedarf hier
vielmehr einer Initiative , die beweist , welche Bedeutung innerhalb der Ge­
meinschaft einer beträchtlichen Erweiterung der Möglichkeiten für die Stu­
denten , wenigstens einen Teil ihres Studiums in * in*m anderen Hitgliedstaat

' absolviere und so ihre Bildung vertiefen und bereichern sy können , bei-

Aua der Brk.nntnis dieser Tatsache sieht d«s Aktionsprogramm eine Ausspra-
cne über die Möglichkeit einer gemeinsamen Politik der Zulassung von Stu­
denten aus anderen ^ Mitgliedstoaten «« den . Hochschulen vor , an der auch V«.
treter der Hochschulen teilnahmen sollen . Dies « Diskussion hat im Sep­
tember 197? in Bonn stattgefunden ; anhand der Ergebnisse haben die für



Bildungsfragen zuständigen Kommissionsdienststellen eine eingehende Analyse
der aus der bisherigen. Politik und Praxis der Hitgliedstaaten bei der Zu­

lassung von " Studenten aus anderen Hitgliedstaaten entstehenden' Probleme er­
stellt und Hittel und Wege zu ihrer Lösung vorgeschlagen . Diese Arbeits­

unterläge wurde den Hitgliedstaaten im Februar 1978 als Grundlage für lan-
des£.nterne Konsultationen zugeleitet . Ausgehend von der in dieser Arbeits­
unterlage enthaltenen Analyse und im Lichte der Reaktionen auf diese Ana- -

lyse werden nvn in diesem Vermerk spezifische Vorschläge unterbreitet» .

Anlage A enthält kurze Angaben über die zur Zeit in den Hitgliedstaaten gelr
tenden Praktiken und Anlage ß eine Tabelle über das derzeitige Ausmass der
Mobilität , innerhalb der Gemeinschaft . Die Studentenströme zwischen den Hit-
gliedstaaten , die von vielfältigen geschichtlichen , geographischen und
sprachlichen sowie studienbedingten und finanziellen Erwägungen beeinflusst
werden , sind ja keineswegs ausgeglichen , und eines der wichtigsten Ziele im
Hinblick auf eine verstärkte Gesamtmobilität ist deshalb die Förderung des

Λ– ,· + ' ■ ·
Flusses in den bisher bescheidenen Richtungen » '.*• '

Jeder Miig^iedstaat "exportiert *1 Studenten zur Auebildung an Hochschulen in
anderen Mitgliedstaaten und "importiert " Studenten aus anderen Gemeinschafts-
ländern , Daher - sollte für die .. einzelnen Mitgliedöta - ten eine Belation zwischen

den Vereinbarungen über die £U2.3E surig von Studenten aus TGemeinschaftsländern *.
zu einheimischen Hochschulen und den Vereinbarungen über die Aufnahme eigener

Studenten in anderen Gemeinechaf tsländern bestehen . Somit wird eine gemein­
same Haltung entsprechend den folgenden Grundsätzen vorgeschlagen :

. ( a ) Die einzelstaatliche Politik iai Bildungsbereich soll das Ziel des'Ak-
' .tionsprögramms , eine stärkere Mobilität der Studenten innerhalb der Ge­

meinschaft herbeizuführen und Mobilit^tshinderniese auszuräumen , wider- <
spiegeln ; ' , .

(b ) eine solche Politik soll von , der Erkenntnis der gegenseitigen Abhängig­
keit und der gegenseitigen Verantwortung bei der Zulassung von Studenten __
aus anderen Mitgliedstaaten ausgehen ; '

( o ) die Voraussetzungen für die Zulassung ausländischer Studenten zu den.
; Hochschulen im Gastland sollten nicht ungünstiger sein als die für ein­

heimische Studenten . > ' '
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Die ir folgenden- Abschnitt II dargelegten Vorschlags basieroa auf

disE«Ti Grundsätzen » Dazu ist allerdinge su bemerken , daß diese Vov

schlage unbeschadet der Tatsache formuliert vurds ?! , da sk in ge­
wisser Hinsicht die Zulassung von Studenten schon Gepeinschs.fts-

vor&chr iftcn unterliegt . So gilt beispielsweise , dasss



( a ) diejenigen , die nach Artikel Ho. und 52 des EWG-Vertrags zum Aufent­
halt in einem Mitgliedstaat - berechtigt sind ,! beim Zugang zu Bildungs­
einrichtungen im Gastland nicht nachteilig behandelt werden dürfen ;

.. . '

( b ) eine Person , die sich zwecks Aueübung einer beruflichen : Tätigkeit
' ' • in einem Mitgliedstaat niederlassen will unji zu diesem Zweck eine'

. Qualifizierung des Gastlandes erwerber^ muss , nicht vom Zugang zu den
Hochschulen dieses Landes ausgeschlossen' werden darf .

*' * v , • • ' • ' - ' .. ' , . ' N '

Wir sind uns darüber im klaren , dass sich die Vorschläge auch auf " zu­
* •

lassungspolitische Aspekte erstrecken , die in einigen Mitgliedstaaten
vielleicht' nich-t . in die Zuständigkeit der Regierung fallen , sondern in
die individuelle oder gemeinsame Zuständigkeit der Hochschulen . In sol­

chen Fällen würde mit der Annahme eines^Vorschlags auch~die Verpflichtung
übernommen , den zuständigen Stellen ein entsprechendes Vorgehen zu emp­
fehlen und sie dabei zu unterstützen . _

Die Vorschlage werden nachstehend unter folgenden Uberschriften darge­

legt « 7. / . ; •

A -- Zahlenmässige Zulassungsbeschränkungen

B - Zulassungskriterien

C - Finanzielle Zulässupgsbedingungen ' -

D - Sprachliche Anforderungen -

E - Verwaltungsverfahren
F - Information und Konsultation . ' -

VORSCHLÄGE ' ■ "v 'V . - * • •

A . Zur zahlenmässigen Zulassungsbeschränkung '

1 . In Mitgliedstaaten mit zahlenmässiger Zulassungsbeschränkung , sei

es allgemein oder nur . in bestimmten Fachbereichen des Höchschul- .

systems , ist eine angemessene Zahl von Studienplätzen für Studenten

• au6 anderen Gemeinechaftsländern zur Verfügung zu halten .- Der Be- ■

griff "angemessen ^? ißt im Lichte einer 'fortwährenden Überprüfung dar
bestehenden Mobilität und ihrer angestrebten Veratäifcung auszulegen .



Studenten aus anderen Gemeinschaftsländern , deren Studienzeit im Ausland
' v . ' * *

unlöslicher Bestandteil eines in ihrem Heimatland abzuschliessenden Stu­

diums ist , sind von den Bestimmungen Über die zahlenmässige Zulassungsbe-
BOhränkung auszunehmen . '

Gegenseitige Vereinbarungen über den Austausch von Studenten zwischen den
Hochschulen sind in jeder Hinsicht zu unterstützen .

In Absprache mit den Vertretern der Hochschulen eind auf Gemeinschaftsebene
Vorschläge auszuarbeiten , um die Möglichkeiten der Anrechnung von inr Aus­
land zurückgelegten Studienzeiten auf das Gesamtstudium zu erleichtern
und auszudehnen . "

B. Zu den Zulassungekriterien (ausser Sprachkenntnissen )

Bewerber aus anderen Mitgliedstaaten sollen keinen nichtakademischen Be­

dingungen unterworfen werden , die nicht auch für einheimische Studenten gel­
ten } auch sollen sie keine zusätzlichen Tests oder Prüfungen ablegen

müssen , die Von einheimischen Studenten nicht auch ge.fordert werden . "

Bei den akademischen Voraussetzungen für die Zulassung zum ersten Abschnitt

eines Studiengangs soll davon ausgegangen werden , dass der Bewerber im Be­

sitz eines Abschlusses sein ouss , der ihn zum Studium an einer Hochschule

seines Heimatlandes befähigt ; zusätzliche Anforderungen , die auch von ein­

heimischen Studenten zu erfüllen sind , können gegebenenfalls noch hinzu-,
kommen . '

Bei Studenten , die ein "Teilstudium" (nach der Definition in Ziffer 2 ) an -,
treten wollen , ist vor allem nachzuweisen , dass die' Hochschule im Heimat-

i ;

.land gewillt ist * die Studienzeit im Ausland als einen' Teil, des zu einem
qualifiziertet Abschluäs führenden Gesamtstudiums im Heimatland anzuerkennen

C. Zu den finanziellen Aspekten "r

Werden in einem Mitgliedstaat Studiengebühren erhoben , dann sollen die Ge­
bühren für Stuclenten aus anderen Mitgliedstaaten nicht höher sein als' die
für einheimische Studenten .

Falls einheimische Studenten Studiengebühren entrichten müsßen , einzelne
Studenten aber aufgrund nationaler Regelungen von der 'Gebührenpflicht be­
freit 'werden können , eo sind auch für Studenten aus anderen Gemeinschaft e-
landern entsprechende Regelungen mit gleicher Wirkung zu treffen .



' • . • « •
10 * Erhält ein Student in 6einem Heimatland ein Stipendium , so Boll dieses auch

für die 'Zeit 6eines Studiums in einem anderen Mitgliedstaat weitergezahlt

werden « vorausgesetzt , dass die betreffende Studienzeit von der Hoch- •

schule seines Heimatlandes als Teil seines Gesanrtstudiums anerkannt wird ,

für daB das Stipendium gewährt wurde .

11 . Auf Gemeinsehaftsebene sollen Vorschläge vorbereitet werden , die zur Lösung

v des Problems der unterschiedlichen Lebenshaltungskosten in den, einzelnen
Kitgliedstaaten fuhren , das sich auf die Mobilität der Studenten auswirkt .

. D. Zu den sprachlichen Anforderungen • '

^,12 . Die Anforderungen an die sprachlichen Fähigkeiten für die Teilnahme an
einem Hochschulstudium im Gastland sollen den' besonderen Erfordernissen '

des betreffenden Studiengangs entsprechen . Ein Nachweis über diese ßefähi- '

gung ist vor Beginn des Studiengangs zu erbringen . Auf Gemeinsehaftsebene
soll geprüft werden , ob es möglich ist , in jedeta Mitgliedstaat bestimmte

Zeugnisse als Nachweis für diesen Zweck anzuerkennen ?

13 . Um den Studenten erforderlichenfalls Gelegenheit zu geben , ihre Sprach­
♦

Kenntnisse im Gastland vor Antritt des Studiums zu verbessern , sollen auf
Gemeinschaftseben« Vorschläge für ein kooperatives System ausgearbeitet ,
werden , nach dem in allen Mitgltedstaaten geeignete Ausbildungsmöglichkei­

ten zur intensiven Erlernung der Sprache des Gastlandes gemäss den Be­

dürfnissen der Studenten geboten werden . ,

. E , Z\x den V^rvaltungsverfahren

. 1 1». Es sollen auf Qemeinschaftsebene Erörterungen mit Vertretern der. Hoch­
schulen stattfinden , um eine gemeinsame Aufstellung von Grundinformätioneh.
und Unterlagen auszuarbeiten , die von allen Studienbewerbern aus anderen
Mitgliedstaaten vorgelegt werden müBsenö "

* ' »

15 « Auf der Ebene der Gemeinschaft sollen Informationen gesammelt werden über
- die Vorkehrungen zur Aufnahme und zur Beratung der ausländischen Stu­
denten in Jedem Mitgliedfetaat . Ferner sollen regelmässig Zusammenkünfte
der Vertreter der Verantwortlichen für diese Vorkehrungen zum Zwecke des

\ * ' '
Auatausöhes von Erfahrungen und der Erkennung von Problemen stattfinden . -



„ 6 -

F o Zu Information nnd Konsultation

16 « Als Grundlage für sine regelmäßige Überprüfung des Umfange und dar
Riohtungen- der Mobilität dar Studenien in den Gemeinschaft sl ändern
sowie der Auswirkungen der zahlenmäßigen Zul aseungabe echränkungen
auf diese Mobilität sollen Informationen auf Gemeinschaft eabene

susammenget ragen und den MitgliedetRaten regelmäßig mitgeteilt
werden «

17 « Sollte ein Mitglied staat Änderungen meiner Politik im Bereich der
Zulassung von Studenten aus anderen Gemeinschaft sl ändern erwägen ,
so sollte er zunächst die anderen Mitgliedsteaten im Rahmen des
Ausschusses für Bildungsfragen konsultieren .



ANLAGE A

VORSCHRIFTEN IN DEN EG-MITGLIEDSTAATEN

, ÜBER DIE ZULASSUNG VON STUDENTEN

AUS ANDEREN MITGLIEDSTAATEN
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? •z tch c n&o Vcrcc^riften

Solricn

Danemark

Die- HrJhl dcr auslUnJiccV.cn Ctudcnten yird ccsctslich fcct^olc^t .
und dcr rcr:chr.un - dor r^tricbsnittcl Vcrilcksichtici , die
dar Sta.it den Hochschul Instituten £cwlihrt ; dies gilt für:
– Studenten aus Luxcrrtur~
– Studenten , deren Eltern in Eolcicn wohnen und dort fceoch5fti«jt

cir.d der waren
– Studenten aus JTJ-St.iatcn , dio in Belgien wohnen und deren Eltern

dort Vjochlftict sind oder waren •,
– Flüchtlinge ■ .• m
– Gtudeutcn ûuc Eut 1c/.lur.-c 111r.dern ^ *
- Ctu'Jkr.ten rit air.ccr. aus öffentlichen belgischen Kitteln

in nahmen eines K ,jlturilI:o.r..r..-r.c - .
- andere ausländische Cluüuitcn , deren Cesar.tsahl 2£ der bolcischcn

Ctudcr.tcr. in Vorjähr nicht überschreiten darf.

Die einiclncii Hinrichtungen sind jedoch frei , Ctudenjtcn susi;
oder surücJ~»weisv^, dvriii Ctu.dic.ET sie selbst zu finai<siores

•hüben . Co hotten . i.r. Jahr 137S/77 : . ;

zusulascen
icrea

*• cini^o Hochschulen die Aufnehme ausländischer Studenten ( ein–
. schliesslich 21) auf Iis rZ-t-ote ( in einen 1%) tc schritt :
– andero zcuil crmZcsi.TO rccchr!ln!vun;;cn mir in Kcdizin vorecno^nrasn

(-. 2 .; der iV-r::cu;.~o vcr. rcl^icm ; 2C auo jedes HerkuJiftslandj
. - hücäslciis CC ausländische Gtudcr.tcn ins^esa.'nt ; nur Zulassung*,

von 1'ieicrlIln-Jcrn uhd Toutschen)»
K ■ " ' %

Von 1977/ 78 an wird der Bildungsmimster die Höchstzahl der
Studenten festsetzen, die in den einzelnen Fächern oder
Bildungsgängen zugelassen werden , .
Ausländer mit ausländischen hochschulqualifizierenden Abschlüs­
sen werden zu den Fiebern Medizin , Zahnmedizin , Pharmazie ,
Tiermedizin, Landwirtschaft und' Irgenieuruesen nur zugelassen*
wenn sie eine enge ßindung an Dänemark haben ( beispielsweise
Wohnsitz . in Dänemark seit zwei Jahren).

• Für sonstige ausländische Bewerber mit ausländischen hochschul-
qualifizierenden Abschlüssen ( und andere Sondergruppen) wird
eine 10 %-<Juote reserviert . ; . ' "

""Castsftudenten", die einen Teil ihres Hochschulstudiums in Däne­
mark absolvieren möchten, werden in einem fortgeschrittenen
Stadium ihrer Studien für kurze Studienaufenthalte ohne 6e~ .
schrSnkungen zugelassen. <
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? -A 1 1 o \ \ r. ■*• s r: 1 T c c ch v r.~r: n (Fortsetzur./*)
.* *

• Ec3tchende Vorschriften /
i • •

Frankreich ' # « Sondorquoten fur auslundische Studenten £ibt es an den meicteri
' . " ' "Grandes Ecoles" und "écoles d 1 incenieurc" "

m An Universitäten gi"bt es keine zahlenrnäsaigcn Pesehrünkungen
' für ausländische Studenten , rr.it Ausnahme der Universitäten in .
PariocT Raiwi , wo die Quote für ausländische Studienanfänger *n
Medizin 5^ der Gesamtzahl der einheimischen Studenten beträft . *

J ■

X ■ ' ,

• • Ausländische Studenten können gezwungen ecin , an einer Hoch– ;■
6chulc zu .studieren . die nicht diejenige ihrer ersten Wahl ist-.

Bundesrepublik -
Deutschland

/-

^ In Studienfächern mit beschränkter Zulassung für' Anfänger t
wird eine Quote , vor» maximal 6 X der verfügbaren Studien­
plätze in Medizin / Zahnmedizin , Tiermedizin und Pharmazie .

. , " und maximal 8% der Studienplätze in anderen 'Fächern mit
s • beschränkter Zulassung für Ausländer reserviert ( ein- -

schließlich Staatsangehöriger der Gemeinschaftsländer ).

1

>

* In allen anderen Studiengängen gibt es keine rahlenmäßigen
Beschränkungen für ausländische Studenten . .

•*« 1

Irland
f

• '

• ' - / . • " • 1 * " ....

■» An einicen Hochschulen gibt ea eind Quota von 5 oder 10 , der
Ccsamtaufnähme in jedem Fach für aucländische Studenten ( ein-
schliesslich "3 ^ r.it Ausnahme solcher , die , unter Verordnung ,

-1612/68 failcrt), die die Absicht haben , eineh vollen Studien­
gang su telegen . .

• An einzelnen Hochschulen konr.cn für ausländische Studenten eine
– " oder mehrere der folgenden üinscfiränlcungch gelten , ;;ol"-i die

Unterscheidung» zwischen "irischen" und "ausländischen" Stu-lenten
fast ausschliesslich mehr yom Johnort als von der Nationalität

. anhängig ist : r-; , "
- Studenten aus dc:a Auel and/aus Industrieländern worden zum
Kcdizin- und/oder Zahnnedizinctudium nicht zugelassen . / .

Studenten aus dem Ausland/aus Industrieländern Vierden für
Medizin , Zahnmedizin , Veterinärmedizin,' Architektur , Sozial- .
Wissenschaften , Psychotherapie nicht zugelassen,' wit Ausnahme ,
solcher , die ganz fcectimmtc l/phnvorauscetzungon erfüllen .

il '
I -

l \

f a Flexible Vorkehrungen gibt eo.füit postgraduiertc und "(jQlegent–
liehe" Studenten# - ' 1 .

. Italien •* Kcino , ausser f'Ur das Kedizinetudium an d*r katholischen Univer­
sität "S&cro Cuoro" in Res.

1 ■- ** ■ • ; / . * ■
. ■ * • -■ \ •

• * • , ,
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2Uilcnraïccire EccichrHnkunjen ( Fortccztzunç)

Lar.d Bestehende Vorcchri ften

Luxcmburg ■ In» Univcrritätszentrum iEt die- Zahl der ausländischen Studen–

t. ' ten der Medizin aus Kapazitätsgründen auf 8 bis ip$> t
' beschränkt . ' I

0 m Die staatliche Lehrerbildungsanstalt , das Institut Uni-
1 versitaire'nimmt keine ausländischen Studenten auf-»

Niederlande m Der J-tinistcr für Bildungcwencn 'bestimmt jedes Jahr die Zahl
der ausländischen Studenten , die für die Studienfächer
Medizin , Zahrw.eiizin und Veterinurmedinin zugelassen . werden
können , Ucuerber aus LG-Ctaaten , die unter Verordnung
Nr. 1612/68 fallen , gehören zu den Cruppen , die bevorzugt be–

/ handelt '..erden ( siehe unter "Auswahlkriterien"). I

vereinigtes . '
Königreich » Abgesehen von einigen klcii.ercn Ausnahmen an Hoch cch-jl ein–

richtur.gcn in TTordirlmd gibt es bisher für ausländische
Studenten keine IJeschrän'n^igen , die über die allgorr.eincn
Zulassung::bcschrilr.'.iungcn hinausgehen , wie sie von den
ineisten britischen Hochschulen in den einzelnen Fachbereichen
praktiziert werden .

■ Die Regierung bec.bsiehtist jedoch , in Anbetracht der rapiden
Zunahme der Zahl der ausländischen Studenten , deren Zulassung
dahingehend zu beschränken , dass sich die Gesaratzahl auf der /

. Höhe der letzten Jahre etabilisiert . I

u ': :i '

0

y
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(Koben der Grundzulassungsbefclhigung, z.B.- dem Reifer.eugnio)
(Unter Ausachluss der Sprachkenntnicse . alo Auswahl Instrument : JTicrfcu
wird auf , das nachotehejide Kapitel Uber sprachliche Voraussetzungen verwiesen)

Land - Pcctchcndo Vorschriften

Bclgion

Dänemark

Frankreich

» Keine allgemeingültigen Vorschriften über irgendwelche
• zusätzliche Kriterien . . '

■ Einzelne Anstalten legen zur Zeit ,* vor allem für die Zulassung
v zum Kedizinutudiura , eines oder mehrere der folgenden Kriterien
zugrunde : - ;

- Nachweis der Zulascurig/ksine Ablehnung im Heimatland , wenn dert
die Zulassung in dem betreffende^! Fach Beschränkungen ur.tcr-

• ' liegt ; „ ; : . v '
- Reifezeugnis einer belgischen Schule oder Ablegung einer
besonderen Zulassungsprüfung ; -

- besondere Uegrür.dung des '.'unschön , an einer bestimmten Hoch­
schule zu ctudierenj

- Verrcutung der Erfolgswahrccheinlichkeit ; " ^ ,
- besonders gute Uoten in bestimmter. Fächern des Reifezeug- .
nissesj ... ;<

i,.. - Besuch einer Oberschule in Belgien ;- ' '
i * ' 4 ' - ■ •
- Wohnortvoraussetzuiv:. - .

\ . -.•••, s ; .
*•' ^ V; -

* Es wird.kein Unterschied zwischen dänischen und ausländi - v -!
sehen Staatsangehörigen mit einem danischen hochschulqua- !
lif i&ierenden AbschLufV oder zwischen dänischen Staatsange­
hörigen und EG-Bewerbern , die unter Verordnung 1612/ 68 . ,
fallen/ gemacht . Die Bewerber werden nach dem Notendurch--

. schnitt ihrer Schulabgangszeugnisse ausgewählt ( die 8ewer-
ber mit dem besten Notendurchschnitt werden zuerst zugelas-/
sen) . Der Notendurchschnitt kann- durch prakti sehe -Arbeits-

N erfahrung von bestimmter Dauer "verbessert " werden .

• Die Auswahl unter den ausländischen Bewerbern mit " aus­
ländischen Zulassunasvorausset'zungen ( abgesehen von EG­

■ Staatsbürgern , -die unter die Verordnung 1612/ 78 fallen)
, erfolgt durch Beschluß -der Hochschule . x ,

» Fiir die Zulassung zu einer "Gründe Ecole";" '
Zusätzliche Aufnahmeprüfung ( auf die bei ausländ ! sehen 'Sc-

: Werbern mi^' gleichwertigen Befähigungen mitunter verzichtet
wird ) .

• Für die Zulassung sur Universität : . '
■ !Taöhwei3 eines £.as'bildungsstar.dec;, der denjenigen entspricht ,

den francöcisq,.;ü Ctuder.ter. -erworben haben,, die in den
bestellenden Studicnabschallt auffunöoac'n werden wollen-, und

*

- Sachweic , -dass die vorgelegte Qualifikation den Bewerber
zur Zulassung zu, eines entsprechenden Studienabachnitt im

' Heimatland berechtigen wurde .
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Auswahlkriterien ( Fortsetzung )

Land Bestehende Vorschriften

Bundesrcpublik
Deutschland

Irland

= Die Ständige Kultusmimsterkonferenz der Länder schreibt vor, daß
ausländische Studenten nachweisen müssen, daß : .

"..-■sie aufgrund der Noten in ihrem Reifezeugnis befähigt sind, in
ihrem Heimatland zu studieren und

- sie einen Ausbildungsstand erreicht haben, der vermuten läßt ,
daß sie in der Lage sind, mit Erfolg an dem Studiengang . teilzu­
nehmen . , . •

« In Studienfächern mit Zulassungsbeschränkungen werden ausländische
Studenten vor allem nach ihren Qualifikationen ausgewählt . Beson­
ders berücksichtigt werden auch. Bewerber ,- die
- Absolvent einer deutschen Auslandsschule sind, ,
- von einer deutschen Einrichtung zur Förderung begabter Studenten,
für ein Studium ein Stipendium»erhalten, .

- aufgrund besonderer Vorschriften mit der Einweisung in ein Studien-
kolleg oder eine vergleichbare Einrichtung für die Zuteilung eines
Studienplatzes in dem im Zulassungsantrag genannten Studiengang
vorgemerkt sind,

- aus einem Land kommen, in dem es keine Ausbildungsstätten für den
betreffenden Studiengang gibt , .

- einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland angehören ;
= Für manche Fächer müssen die Studenten bestimmte Praktika absolviert

-haben .

® Zwischenstaatliche Vereinbarungen und Vereinbarungen zwischen den
Hochschulen sihd zu berücksichtigen .

•® Im allgemeinen werden für die Zulassung zu bestimmten Studien-
richtungen besonders gute Noten . in den einschlägigen Fächern des
Reifezeugnisses verlangt .

* Einzelne Hochschulen legen für bestimmte Studienfächer manchmal
weitere Kriterien zugrunde , z.B. Wohnortvoraussetzungen, Aufnahme­
prüfungen, Tests und Gespräche oder sie , geben solchen Bewerbern den
Vorzug , deren Eltern an der entsprechenden Hochschule Examen ab­
gelegt haben .

' , ■ ' • i » . . • • •
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Ausvahlkritcricn ( Fort'sctsune)

Lar.d '•rutohend * v^rrr-hri fton

Italien

Luxcinburj

Kiederlande

vereinig-tua
Koriicroich

« In dem Gesetz Nr - 901 vom 19 . Juli 1956 heißt es :.
r

"Ausländer aus Ländern , in denen die Immatrikulation an Hoch­
schulen über ein Numerus-Clausus- System erfolgt , müssen vor der
Aufnahme, an Universitäten und Hochschulen der Italienischen
Republik zwei verschiedene Prüfungen ablegen , die ihre Befähi­
gung zum Studium an den Fakultäten ,- an denen sie sich immatriku-

' lieren . wol len, sowie die Kenntnis der italienischen Sprache nach­
weisen sollen . Diese Prüfungen erfolgen in Form eirfes Gesprächs
und nach Einzelheiten , die von den einzelnen Fakultäten und
Instituten festgelegt werden. Bewerber , die" keine positive Beur­
teilung erhalten , können nicht zugelassen werden ; die Prüfungen

. kennen erst im darauffolgenden Hochschuljahr wiederholt werden .
Im gleichen Jahr können auch keine Zulassungsprüfungen an
Universitäten oder Hochschulen anderer Orte abgelegt werden ."

70r testir.ir.lo Studienfächer verde:: tesorrdera nute Übte* im Schul-

In den Fächern Medizin , Zahnmedizin und Tiermedizin wird di «
Auewahl der ausländischen Studenten zur Zeit mit Hilfe einer
Lotterie vorgenommen . , Hierbei werden die Chancen zugunsten
folgender Kategörien ausländischer Studenten erhöht ?

- Ausländer mit einten in den Niederlanden , erworbenen Abschluß­
' Zeugnis , das zum Hochschulstudium in den Niederlanden berech­
tigt , oder Ausländer deren Eltern bereits einige Zeit im Lande
wohnen , sowie Angehörige der Mitgliedataaten der EG , die unter
Verordnung 1612/68 falleti . ^

Für alle anderen Fächer des Hochschulbereich« galten die salben
Zulassungevorschriften wie für Niederländer . - *

i Die 3ulac='^r-g liogt io < Z~a=sccn der einzelner. Hochschulen . Die
meisten IlochSchulcn vcrldh-jcn besonders cutc-lfoton in den Fächern »
des 3chulah£ans3Zcusrii3=eE t dio für das gewühlte Studienfach von
Wichtigkeit sind , ' t ■ * /



' . » c

^ ; - 8 - ·-·· .·

( Die vorfocbarcn Angaben reichten nicht auc t u;:: eine Übersicht über Immatri–
kulatioiicgcbihrcn und sor.ctige Ot-VJhrcn für vercchiedonc Leistungen zu orctollen )

( einzelne Arten finanzieller ilulncsun^cbcdinguiig-jn für auclür.dische Studenten , wie
et;xa die Hinterlegung einer "I'^uticü", '..urden auccer betracht gelassen ).

Lar.d L';z Gehende Vorschriften

Bel /rien

Dänemark

Frankreich

Univers itâten

m Alle auölündicchen Ctudentcn zahlen dio gleiche Studiengebuhr wie
_ belgische Studenten ( S.6C0 EF in Jahr 1977/78).
• Daneben ka:m von den 3tudor.ten , di < keiner der Gruppen- angehören ,
die bei der Berechnung dor staatlichen Betriebsaunchüccc für die
Hochschule inrichtur.gcn berücksichtigt werden ( nähere Einzelheiten
siehe " zah1cn-nil cc i gc Dcschränkurigui.") , die Zahlung einer zuc-Htzlichen
Studicngebühr - in IIclio von jCf der derzeitigen Kosten verlangt werden ,
die für einen Studienplatz in-dos betreffenden Fach aufgewandt wer­
den Iniiscen . Sie reichen irr. Studienjahr 1977/73 von 60.000 PF für
Fächer der philosophischen Fakultät "bis lSC.OCO BF in : Fächern wia
T.cdizin ,, Zrihrvr.odizin , Veterinärmedizin und Pharmazie .
Die Hochschulen können jedoch von sich aus darüber befinden , ob
diese zusätzlichen Gebühren erhoben werden oder nicht . Zur Zoit
machen einige Anstalt un vsti liczcr "'jglickkeii "cbrauch , andere

■ ■ nic'.it . .

Sonstige Einrichtungen des tertiären Bi Idunqsberei chs '

- * Im ^r 'f"z ', P zafllen belgische und ausländische Studenten die gleichen
Gebühren, die jedoch von Fach zu Fach verschieden sein können .

* Dennoch werden zusätzliche Gebühren allen ausländischen Studenten
„- auferlegt , die nicht einer der folgenden Kategorien angehören :

. - Studenten^ von denen ein Elternteil die belgische Nationalität be­
sitzt oder in Belgien seinen Wohnsitz hat ;

- Studenten, die versorgt werden von einer Person belgischer Nationa­
lität , die dafür einen gesetzlich Vorgeschriebenen Un'terhaltszu- '
schuf) erhält ; . .

- Kinder ausländischer Arbeiter , die im Bevölkerungsregister oder im ;
\ Ausländerregister, eingeschrieben sind; - ~

Studenten, die in Belgien einen normalen Beruf ausüben oder eine
Arbeitserlaubnis A oder 8 besitzen, bzw . eine Arbeitslosenunter­
stutzung erhalten; - .

- Studenten, die zeitweise eine belgische Schule besucht haben > im
Rahmen einer reziproken Vereinbarung eines Kulturabkommens oder
Studenten die ein belgisches Stipendium erhalten .

■ Keine ' '

° Keine (an Öffentlichen Einrichtungen)
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Land Bestehende Vorschriften

Eundecropublik
Bcutcchland

Irlana

Italien •

■\

Luxcmburg

Niederlande

« Keine

Von allen Studenten , die nicht in Irland , einschliesslich llord–
irland , wohnen , wird an den Colleges der nationalen Universitäten
von Irland eine zusätzliche Gebühr von 5&f> und an der Universi­
tät Dublin von 6c^. verlangt . Die Gebühren sind von Anstalt zu
Anstalt und von Studienfach zu Studienfach unterschiedlich hoch .
An den Colleges der rationalen Universität lasen die Gebühren
ira Studicr.jahr 1975/77 f^ir das erste Studienjahr bei Üichtcin–
wohnern :./ischci: iE? bifc 242 b , in den Fächern der philosophischen
Fa^cultät oder der M^ndelswisccnrchaftcn unl in der J'.edisin
swiccJ.cn 225 bis 323 a.
In cinicen Tällcn wird die- susätsliche Gebühr , Stud^r.tsn vor
dem Abschluss , Studenten , die als Kinder irischer Altern im
Ausland geboren cir.d , öder St-adcntcr. aus dem Ausland , die Än
Irland die Oberschule .besucht haben , erlassen . Sie vird eben–
falls die unter die t-G-vcrordnur.T

Hr . 1512/53 fallen , "cmalcri.-cicc ist die susütslicho. Ge­
bühr von allen Studcrttc-n zu srahjen , deren Gebühren von nicht–
iriEchen Stellen aufgebracht '..-erden .

Gebühren nach den* "jca~.cn , bei deicn es an eir.i^in. Anstalten
keine zusütsliche Gebühr für ausserhalb Irland wohnhafte Stu­
denten , sind je nach Fachrichtung ebenfalls unterschied–
lieh hoch.

■ Ausländische Studenten zahlen dieselben Studienccbühren wie
einheimische ; diese sind von Hochschule zu Hochschule unter­
schiedlich und können bis zu CO.CCC Liro- jährlich betrafen .

«. Keine " " *

« Ausländische Studenten zahlen -die gleichen Gebühren
( Fl . 500 ) wie niederländisch* Studenten . '

* In besonderen Fällen ist die Gebühr beschränkt auf F C. 65,50
pro Jahr und Wachenstunden bis zu einem Maximalbetrag von
Fl £Q0,-. In der Fachhochschulerziehung '(Tagesunterri cht ) be­
trägt die Gebühr Fl . 500,- pro Jahr, bei Belegung einzelner „
Kurse Fl . 200 bis Fl . 300 pro Jahr .
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Ctudicnsebühron ( Fortsetzung)

Lana Bestehende Vorschriften

Vcrcinictc6
Kiïnicroich'

Die einzelner« Universitäten und die örtlichen Uildun-sbohürdjn
setzen die liehe der Gebühren nieh.ciscr.cn Erir.ccccn fest . Allerdings
geht die Recicrunj anlissl ich der Berechnung der öffentlichen Zu­
wendungen für die Hochschulen und '.<ci tcrtoildungsanctaltcn von tc–
etirrwten Ccbühreneinnairnen aus und empfiehlt die Erhebung von Ge­
bühren in dieser Höhe ; die meisten Anstalten halten eich an dicce
Empfehlungen der He£ierung. - -

Für das Jahr 1377/78 werden empfohlen: •
Einheimische
Studintcn

AuclSndicchc
Ctudcntcn

Universität
iTach Examen . 750 h 850 h

Universitât
Vor Zxamcn .

'.Jeiterbildunj
Fortgeschri ttene
( voll^eitlich)

5CC h

5CC Ir

' 650 Ir

650 b

Die Unterscheidung zwischen "einhciiaischcn'* und "aucländi sehen"
Studenten richtet cich hauptsächlich nach den '.Johncits und nicht
nach der Ctaat^-*.i'jri -':;i x.. - :

In den Universitäten und in der fortgeschrittenen höheren Berufs­
bildung irdirlands gibt es keine Gebührenunterschiede zwischen
inländischen und ausländischen Studenten .
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Lar.d Bestehende /orücnnftcn

Bolgicn

Danemark

Frankreich

Eundc s ropubl ik
Deutcchlcnd

Irland

Italien

Luxcir.Lurg

Kicderlando

Vereinigtes^
Königreich

■ Cuta Korjitnissc der Unterrichtssprachen ( ijicderländiscjh und
Französisch ) sind erforderlich . In der Regel werden Sprach–
Prüfungen verlangt .

■ Es werden gute Kenntnisse der dänischen Sprache verlorst ; cji
einigen Hochschulen gilt dies für alle Studienfächer , an anderen
nur für Fächer mit Zulassungsbeschränkung . ( z.3 * Medizin ),

■» Vor der Imrnatrikulierung ("prd-in3cription") muss' der !Tachwei3
pifter Kenntnisse der französischen Sprache erbracht werden .

% '

» Es müssen Kenntnisse in der deutschen Sprache nachgewiesen werden .

m Der - Nachweis von Englischkcimtnisscn wird verlangt (-der in der
Hegel durch die Zulacsungsqualifikaticn erbracht wird).

= Tie Kenntnisse der 'italienischen S/ rache wcrdc-n durch ein Ge­
spräch nit Vertretern der Fa5'altUt der U.-.ivcrsitlit überprüft ,
bei welcher sich «icr Student ix.rnatri'.culierr-n r.öchto (mündli che
Prüfungen zürn Nachwels der ' ita lienvscherl Sprachkenntnisse werden
•zur Zeit im Austand versütfrcwvä« durchgeführt ).

f ^

» Kenntnis der .französischen Sprache ' iat erforderlich .

«• Kenntnis 'er niederländischen Sprache ist erforderlich .

■ Ein Cprachtest oder der ITachweia befriedigender Engl i sehkennt-
nissc sind' erforderlich .



STUßENTEN OER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT IN ANDEREN MITGLIEDSTAÄTEN NACH GASTLAND UND HERKUNFTSLAND

Gastland

■ j Herkunfts-I Land

flelgien
75 /76

Dânemark
75 /76

Λ

Frank reicn
74/ 75

+♦

Italien
77/ 78

Luxemburg
75 /76

Bundes­
. republik
Deutschland
75 /76

Vereinig­
tes König­
reich
75 /76

Irland
75 /76

Nieder-
lande
76/77

SUMME

Belgien 612 . .7. 392 101
* ~

4 '148 1.264

I Dänemark N 13 κ 144 ■.· , 4 . 208 ' ,l 68 1 16
I

' 454

I Frankreich 463 2 .264 318 9 70 3.2CO

I Italien . 576 1.208 817 275 | ? 28 )
ι

2.911

( Luxemburg 555
. ♦' .

691 4 V 1

. I
654 59 . 6 1.969

Bundesrepublik
Deutschland

|" ■
! . 382 .
I

1.770 503 672 15 V 299

<«•>

3.641

Vereinigtes
Kônigresich

I

139
>

1.705 239

t
i

1.034

! -
955 - 113 4.185

Irland 14 81 4 54 580 "" I
5
! 13 746

Niederlande

»

774

»

269i 8 1.327 . 174 2 ί ! 2,554 !
L

I ( 730);
( 25),

I

Summe 2.916 730 | 6.480 845 25 6.750 2.247 993 693 21.679

4

* Die Summen für die verschiedenen Herkunftsländer umfassen nicht die Studenten aus Mitgliedsländern, die in '
Dänemark und Luxemburg studieren . Ihre Gesamtzahl ist wohl enthalten in der letzten Spalte .

♦+ bi.ese Ziffern beziehen sich nur auf die Zahl der in jenem Jahr neu immatrikulierten Studenten .



ANHANG B -

AKTION : ZULASSUNG VON STUDENTEN AUS ANDEREN KITGLIEDSTAATEN .
ZU DECT HOCHSCHULEN \

.. ' )

Zusammenfassender finanzieller Vermerk für die Haushalt abahorde
betreffend Vorschlage für neue Aktionen ■ N

1 . Artikel des Haushaltsplans

392 Ausgaben für Aktionen im Bildlingsbereich.

2 . Posten des Haushaltsplans

392 Bildungsmaßnahmen.
• * *

3 . Rechtsgrùndl âge

Entschließung dej3 Rates und der im Rat vereinigten Minister für Bildunga-
wes'en vom 9 « Februar 1976 ®it einem Aktionsprogramm im Bildungsbereich
(ABl . Nr . C 38 vom 19.2.197<$ )? insbesondere Abschnitt IV . 14 » der folgen­
dermaßen lautet :

"Zur Forderung der Freizügigkeit und der Mobilität der Lehrkräfte , der Stu
denten und der Forscher werden auf Gerne insohaftsebena folgende Maßnahmen
getroffen : • .

. - Durchführung einer Aussprache mit Verantwortlichen des Hochschulbereich
im Hinblick auf die Festlegung einer gemeinsamen Haltung in bezug auf
die HochechulzulasBimg vorr Studenten aus anderen Mitgliedstaaten :

- Ausarbeitung von Vorschlägen zur Beseitigung dar Hindernisse , die der
Mobilität der Hochschulstudenten , -lehrer und -forscher im Wege stehen .

4 « Ziele der Aktionen " "
■ III ΙΙΙ·Ι·Ι – I ι υ ■■ I Μ '

4.1.0 . Allgemeines Ziel

Das allgemeine Ziel besteht darin , die Mobilität der Eochschul Studenten
in der Europäischen Gemeinschaft zu fördern.
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i«;t dar Studenten ici der EnTopaioohen aer.eiiïoch&ffc au veiuiadora.

(b ) Die Untersohioda in den Zul aasungslicriteris» fur cL.ïU;<ia>i6ob.o StuciczAoa vuA
Studentes aua anderen Kitgliedetaaten z\i beoeitigen .

( c ) Die Unterschiede in den Studiengebuhren für einkeiiaisdha Studenten und 2tu
derrtan aus anderen Mitgliedsstaaten EU beseitigen.

( d) Die Weiterzahlung einzol staatlicher Stipendien iü all'äii lüt&1iodstoaton
zu gewährleisten.

( g ) Die Sprachkenntnisse der Studenten im Gastland au fordern.

( f ) Maßnahmen ' zu fordern , um die Verwaltimgsvarfahrsii zu vereinfachen und dis
Studienberatung zu erleichtern.

( g) Den Austausch von Informationen über dia Mobilität der Studenten in dür Ge
meinsohaft und ubor die wichtigeten Äridenrngen in den ZulaBSungsbeBtiramun-
gan der Mitgliedetaaten zu fordern .

5 . Finanzielle Auswirkungen der Aktionen ( in EITB ;

5.0 . Au sgaben aus dem Haushaltsplan der Gemeinschaft ( Schätzung)

Aktion

E14 Erstellung oiner gerne in aarnen Lista van
Informationen '.md Unterlagen , die von
Bewerber» avs anderen MitGliedstaaten
zwecks Zulassung verlarurtwsrden- '

1979

A4 Entwicklung von Vorschlagen für eine weiter™ 10 .000
gehende Anrechnung von Studienzeiten in ei-
nom anderen Mitgliedstaat innerhalb der Ge­
meinschaft

Cll Entwicklung eines Systems zum Ausgleich, dar 15*000
Lebenahaltungskostsnuntercohiede zwischen
den Mitgliedstaaten., sofern sie die Mobili­
tät der Studenten beeinträchtigen

D13 Entwicklung eines kooperativen Systems für –
ein intensives Erlernen der Sprache des
Gastlandes

4.0 .000

1980

90 «000

20.000

50.000

10 β000



Aktion 1979 1980

E15 Treffen von Vertretern der Studienbera- 20.000 30.000
tungsstellen

5.1 . Auewirlcungen rur die Einnahmen
Entfällt

. -J

6 . Finanzierung
4 •

6.0 . Finanzierung aus Ilittolansatzen im einschlägigen Kapitel
des laufenden Haushalts

Dia Finanzierung ist innerhalb des Haushaltsentwurfs für 1979 taoglich.

6.1 . Finanzierung durch Ubertra.grung ,

Entfallt •

6.2 . Notwendigkeit eines Faahtragshaußhalts ~
1 * ·

Entfällt ■ ■ *
4 ■■

6.3 . In ku*nftig3 Haushaltspläne einzueet isenda Kittel

Die geschätzten Ausgaben für I98O wurden oben angegeben . '
1

Die Ausgaben ab 1981 sind erst I96O abzusehen.
\

v ' . . ' '

7 • ' Angaben über Personal , das für die Durch fuhrung der Aktion

* benotigt wird _ -

Schätzung der 1980 in den Kommissionsdieiiststellen für die Durchführung d
der Aktion benötigten Stellen ! 1A. und IG .


